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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Immer öfter werden die Lohnforderungen auch mit der Erhaltung von Arbeitsplätzen
verquickt. In der Bauwirtschaft, wo seit 1992 rund 60 000 Arbeitsplätze gestrichen
wurden, schlossen die Gewerkschaften und die Unternehmer ein "Bündnis für die
Arbeit". Der Pakt anerkennt den Grundsatz, dass die Kaufkraft erhalten und damit die
Deflationsgefahr gebannt werden soll. Die Gewerkschaften stimmten zu, keine über den
Teuerungsausgleich hinausgehende Forderungen zu stellen. Dafür sieht die
Übereinkunft vor, mittels Arbeitszeitverkürzungen und vorzeitigen Pensionierungen
Arbeitsplätze zu sichern. Wirtschaftspolitisch verlangte die gemeinsame Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberplattform, dass die grossen Infrastrukturbauten rasch angegangen
werden. In der chemischen Industrie verlangten die Gewerkschaften eine
Lohnsteigerung von rund zwei Prozent, zeigten sich aber auch bereit, auf diesen
Zuwachs zu verzichten, wenn mittels Arbeitszeitverkürzungen Stellen gesichert werden
könnten. In drei Branchen der Metallverarbeitung einigten sich die Sozialpartner im
Interesse der Arbeitsplatzerhaltung auf eine Lohn-Nullrunde; im Carosseriebereich
wurde eine ähnliche Entscheidung getroffen. 1

ANDERES
DATUM: 04.12.1996
MARIANNE BENTELI

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Für 1990 registrierte das Biga fünf kollektive Arbeitsstreitigkeiten, wobei jedoch nur
zwei zu einer Arbeitsniederlegung von mindestens einem Tag führten, während sich der
Arbeitsausfall der drei anderen Bewegungen (Protest- und Warnstreiks) auf einige
Stunden beschränkte. Von den beiden Streikfällen (1989 ebenfalls zwei), die im
Berichtsjahr ihren Abschluss fanden und mindestens einen Tag dauerten, war je ein
Betrieb im grafischen Gewerbe und im sozialen Bereich betroffen; die Zahl der
beteiligten Arbeitnehmer belief sich auf 578  und jene der verlorenen Arbeitstage auf
4090 . Eine der Streitigkeiten hatte Änderungen der Arbeitszeiten, die andere
Neuzuweisungen von Arbeitsplätzen als hauptsächlichsten Streikgegenstand. 2

ANDERES
DATUM: 30.12.1990
MARIANNE BENTELI

Das Biga registrierte im Berichtsjahr einen einzigen Arbeitskonflikt, der zu einer
Arbeitsniederlegung von mindestens einem Tag führte. Daran waren 51 Arbeitnehmer
beteiligt; 51 Arbeitstage gingen dabei verloren. 3

ANDERES
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Aus Protest gegen den vertragslosen Zustand und den von Arbeitgeberseite
vorgeschlagenen Abbau der Lohn- und Arbeitsbedingungen traten im Januar rund 180
Arbeitnehmer aus sieben Betrieben des Marmor- und Granitgewerbes in einen
unbefristeten Streik. Der dabei demonstrierte Kampfwille führte zu einem teilweisen
Einlenken der Arbeitgeber, welche sich zu einer vorläufigen Wiedereinsetzung des alten
Gesamtarbeitsvertrages sowie zu Konzessionen beim Teuerungsausgleich bereit
erklärten. 4

ANDERES
DATUM: 17.01.1992
MARIANNE BENTELI

Ohne Vorankündigung und ohne Dazutun der Gewerkschaften traten am Morgen des 24.
Januar die rund 150 Mitarbeiter der Gepäcksortierungsanlage auf dem Flughafen Zürich
Kloten geschlossen in einen wilden Streik, womit sie die im Gesamtarbeitsvertrag
verankerte Friedenspflicht verletzten. Die Belegschaft protestierte gegen die
Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen (u.a. Entlöhnung, Pensionsalter) seit der
Auslagerung der Gepäckabfertigung von der Swissport in ein Joint-venture-
Unternehmen (LSS-Swissport) zwischen Swissport und dem weltweit tätigen
Unternehmen ISS Airport Multiservice AG im letzten Jahr. Am Abend unterbreitete LSS-
Swissport ein Schlichtungsangebot. Zugesagt wurde die Wiedereinsetzung der mit dem
Joint-venture aufgehobenen Betriebskommission, die Lösungen im Bereich einzelner
Forderungen suchen soll. Bedingung war, dass die Arbeit am nächsten Morgen nach
Dienstplan wieder aufgenommen werde, andernfalls den Mitarbeitern gekündigt würde.
Da den Streikenden, die sich besonders an den rüden Umgangsformen der ISS gestört

ANDERES
DATUM: 24.01.2000
MARIANNE BENTELI
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hatten, zudem versichert wurde, dass Swissport wieder die operative Führung der
Gepäckabfertigung übernehmen werde, nahmen sie den Kompromissvorschlag an. 5

Ein harter Kampf um Lohn und Arbeitszeit spielte sich zwischen der Crossair und der
Pilotengewerkschaft CCP ab. Obgleich letztere im Mai zugesagt hatte, den GAV
weiterzuführen, bis zum Erscheinen einer von ihr bei der Universität St. Gallen in
Auftrag gegebenen Studie über die Arbeitsbedingungen bei der zweitgrössten
Schweizer Fluggesellschaft, die als Grundlage für die Verhandlungen dienen sollte,
kündigte die CCP den GAV zuerst auf Ende Juni und dann auf Ende August und drohte
mit Streikbewegungen. Im November einigten sich Crossair und CCP auf einen neuen,
für die nächsten fünf Jahre nicht kündbaren GAV, der dem Cockpitpersonal
Verbesserungen im Lohn-, Sozialversicherungs- und Ferienbereich bringt. 6

ANDERES
DATUM: 03.02.2000
MARIANNE BENTELI

Ein Lohnstreik in der Basler Zentralwäscherei (Zeba) forderte letztlich ein politisches
Opfer, das von den Gewerkschaften so wohl nicht gewollt war. Die seit 1994 privatisierte
Zeba, in welcher der Kanton Mehrheitsaktionär ist, hatte dem Personal
Änderungskündigungen zugestellt, die zu drastischen Lohnsenkungen (von 4'200 auf
3'100 Fr.) für jene Personen geführt hätten, die noch vor der Privatisierung angestellt
worden waren. Für die soziale Abfederung dieser Massnahme war der Zeba-
Verwaltungsrat bereit, 2 Mio Fr. aufzuwerfen. Nachdem sich die eigentlich nicht als
Vertragspartnerin registrierte GBI in den Konflikt eingeschaltet und mit Arbeitskampf
gedroht hatte, wurde die Situation für die Zeba-Verwaltungsratspräsidentin, die Basler
SP-Regierungsrätin Veronika Schaller, immer ungemütlicher. Nach einem Warnstreik im
März legte der Verwaltungsrat die Änderungskündigungen vorderhand auf Eis und stellte
zusätzliche 1,5 Mio Fr. für den Sozialplan in Aussicht, allerdings nur unter der
Bedingung, dass sich die Sozialpartner bis Ende Mai über die Verwendung der 3,5 Mio
Fr. einigen. Nachdem die Frist ergebnislos abgelaufen war, sprachen sich Ende Juni die
gewerkschaftlich organisierten Mitarbeiter in einer Urabstimmung für einen
unlimitierten Streik aus, falls das Unternehmen die Änderungskündigungen nicht
definitiv zurücknehme, wodurch sich die Gewerkschaften GBI und VPOD in ihrer harten
Haltung bestätigt sahen.

Der Verwaltungsrat hielt an den Kündigungen fest, nahm seine Zusage für 1,5 zusätzliche
Mio Fr. zurück, garantierte aber, dass keine Bruttolöhne unter 3'000 Fr. bezahlt
würden. Der Direktor des Gewerbeverbandes Basel-Stadt und Nationalrat Eymann (lps,
BS) sowie der Präsident des SGB des Kantons erhielten anfangs Juli ein
Vermittlungsmandat bis Ende September. GBI und VPOD verweigerten aber das
Gespräch, obgleich die Vermittler nun nicht mehr minimale Brutto- sondern
Nettolöhne von mindestens 3'000 Fr. zusagten, und eine externe Beraterfirma dem
Verwaltungsrat attestiert hatte, betriebswirtschaftlich sei der Spielraum, um im
ungelernten Bereich Löhne über dem Marktniveau zahlen zu können, gering. Entnervt
trat Ende Oktober Regierungsrätin Schaller mit sofortiger Wirkung als Präsidentin des
Zeba-Verwaltungsrates zurück. Die politische Quittung folgte aber auf dem Fuss. Ende
November wurde Schaller bei den Erneuerungswahlen für den Basler Regierungsrat
abgewählt. Ihre Wahlniederlage kostete die SP einen Sitz und begründete den
bürgerlichen Wahlsieg in Basel-Stadt. Am 29. November traten die Mitarbeitenden der
Zeba in einen unbefristeten Streik, obgleich der Zeba-Verwaltungsrat weitere
Konzessionen gemacht hatte. Am 4. Dezember wurde der Streik beendet, nachdem sich
die Gewerkschaften mit ihren Hauptforderungen durchgesetzt hatten. 7

ANDERES
DATUM: 08.03.2000
MARIANNE BENTELI

Streikposten der Gewerkschaft GBI verhinderten am frühen Morgen des 4. Mai die
Aufnahme der Arbeit in der Aare-Wäscherei in Rheinfelden (AG), wobei sie von mehr als
der Hälfte der 90 Angestellten unterstützt wurden. Grund für den Streik waren die
tiefen Löhne der Belegschaft sowie die fristlose Entlassung eines Vertrauensmanns der
Gewerkschaften. Nachdem die Geschäftsleitung zugesagt hatte, den Gewerkschafter
wieder einzustellen und die Lohnverhandlungen unverzüglich aufzunehmen, wurde der
Streik beendet; die Aare-Wäscherei erhöhte ab Juli die Minimallöhne um 550 Fr. pro
Monat. 8

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI
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Warnstreiks fanden in vielen Kantonen im öffentlichen Dienst statt. Im Kanton Genf
waren es die Schüler und Lehrer der Ingenieurschule, die Mitarbeiter der Sozialdienste
und die Angestellten von „Edipresse“, die stundenweise streikten. Im Kanton Waadt
legte ein Teil der Lehrerschaft und des Pflegepersonals im Februar für einen Tag die
Arbeit nieder. Im Kanton Zürich machte das Pflegepersonal Anfang Mai mit
stundenweisen „Protestpausen“ auf seine missliche Lage aufmerksam. Im September
traten rund 60% der Zürcher Lehrerschaft während einer Stunde in den Ausstand, um
gegen den Finanzabbau im Schulwesen zu demonstrieren. 9

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Der Arbeitskonflikt beim Buntmetallverarbeiter Swissmetal Boillat im bernjurassischen
Reconvilier brach im November wieder offen aus. Der Anlass war diesmal der Entscheid
der Unternehmensleitung, den Giessereibetrieb im Werk Reconvilier aufzuheben und in
das Werk Dornach (SO) zu verlagern. Im Gegensatz zum Vorjahr kam es aber noch nicht
zu einem Streik. 10

ANDERES
DATUM: 13.12.2005
HANS HIRTER

Beim Buntmetallverarbeiter Swissmetal Boillat im bernjurassischen Reconvilier
verhärteten sich im Lauf des Januars die Fronten zwischen der Arbeitnehmerschaft,
welche die volle Unterstützung der Gewerkschaft Unia und von weiten Teilen der
lokalen Bevölkerung hatte, und der Unternehmensleitung zusehends. Die Belegschaft
wehrte sich gegen einen Restrukturierungsplan der Firma, wonach der Giessereibetrieb
in Reconvilier aufgehoben und in das Werk nach Dornach (SO) verlegt werden sollte.
Dadurch hätten rund 100 der 320 Mitarbeitenden ihre Stelle in Reconvilier verloren. Am
25. Januar wurde der unbefristete Streik ausgerufen. Die Konzernleitung drohte mit
Stilllegung des Betriebs, falls die Arbeit nicht umgehend wieder aufgenommen werde
und entliess schliesslich 21 Kadermitarbeiter, die sich mit der Belegschaft solidarisiert
hatten, sowie später rund 120 Mitarbeitende; als Kündigungsgrund für letztere
Massnahme wurde ein Kundenverlust durch den Streik ins Feld geführt. 

In dieser schier ausweglosen Situation schaltete sich Bundesrat Deiss, Vorsteher des
EVD ein, empfing Vertreter beider Konfliktparteien zu getrennten Gesprächen und
schlug schliesslich die Einsetzung eines Mediators in der Person des Unternehmers Rolf
Bloch vor. Nach 30 Tagen wurde der Streik ausgesetzt und die Verhandlungen unter
Leitung von Bloch aufgenommen, nachdem die Geschäftsleitung zugesichert hatte, dass
sie die angedrohten Strafanzeigen gegen die Streikenden nicht eingereicht hatte. In der
Folge wurden auch einige der ausgesprochenen Kündigungen zurückgezogen. Zudem
wurde ein neutraler Experte eingesetzt, der die betriebswirtschaftliche Lage in
Reconvilier durchleuchten sollte. Dieser empfahl den Konfliktparteien, sich auf die
Weiterführung der Giesserei während maximal vier Jahren zu einigen. Entlassene
Mitarbeiter sollen im Rahmen der Möglichkeiten des Unternehmens wieder eingestellt
und in Reconvilier wieder ein Werkleiter eingesetzt werden. Die Umsetzung der
Massnahmen hätte eine neutrale Gruppe überwachen sollen. Von dieser externen
Kontrolle wollte die Geschäftsleitung allerdings nichts wissen, sie setzte die Mediation
aus und erklärte, die Empfehlung in Eigenregie umsetzen zu wollen.

Die von der langen Kampfdauer zermürbte Belegschaft stimmte schliesslich zu.
Entgegen der Forderung der Gewerkschaft wollte das Unternehmen auch keinem
Sozialplan für die letztlich 111 Entlassenen zustimmen, sondern einen Sozialfonds für die
Betroffenen einrichten, an dessen Finanzierung sich die Firma und die Unia, die von
der Geschäftsleitung stets als „Brandstifterin“ bezeichnet worden war, zu gleichen
Teilen beteiligen sollten. Dies bezeichnete die Gewerkschaft umgehend als absurd, da
es von Gesetzes wegen vorgesehen sei, dass der Sozialplan ausschliesslich vom
entlassenden Betrieb finanziert werde; sie zog die Swissmetal vor das Branchen-
Schiedsgericht. Diese konterte damit, dass sie von der Unia einen Schadenersatz
zwischen CHF 5 und 10 Mio. für die durch den Streik verursachte Produktionseinbusse
verlangte, da die Gewerkschaft trotz der in der Metall- und Maschinenindustrie
geltenden Friedenspflicht den Streik aktiv unterstützt und sogar noch angeheizt habe. 11

ANDERES
DATUM: 06.12.2006
MARIANNE BENTELI
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